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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 11. 
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S. 136. — Abkommen mit Rußland wegen des unmittelbaren Geſchäftsverkehrs zwiſchen den 
Juſtizbehörden der Preußiſchen Grenzprovinzen und des Gerichtsbezirks Warſchau, S. 188. — 
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(Nr. 8613.) Geſetz, betreffend die Rheinſchifffahrtsgericht.. Vom 8. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 8 1 


Als Rheinſchifffahrts erichte erſter Inſtanz ſind durch Königliche Verordnung 
Amtsgerichte zu beſtellen, — ihren Sitz am Rhein oder in deſſen Nähe haben; 
in gleicher Weiſe erfolgt die Beſtimmung der Gerichtsbezirke. 

Rheinſchifffahrtsgericht n Infkanz ift das Oberlandesgericht in Cöln. 
Die Zuſtändigkeit der Centralkommiſſton in Mannheim bleibt unberührt. 

$. 2. 

Die Rheinſchifffahrtsgerichte haben ſich in ihren Entſcheidungen als folche 

zu bezeichnen und ein dieſe Eigenſchaft ergebendes Dienſtſiegel zu führen. 
8. 3. 

Iſt ein als Rheinſchifffahrtsgericht beſtelltes Amtsgericht mit mehreren 
Richtern beſetzt, ſo ſind bei der Geſchäftsvertheilung einem derſelben die Geſchäfte 
des Rheinſchifffahrtsgerichts zu übertragen. 

§. 4. 
In Strafſachen verhandeln und entſcheiden die Rheinſchifffahrtsgerichte ohne 
Zuziehung von Schöffen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. April 1879, 
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$. 5. 
Die Gefchäfte der Staatsanwaltſchaft werden von der Staatsanwaltſchaft 
bei den als Rheinſchifffahrtsgerichte beſtellten Gerichten er enommen. Die 
Anträge und Verfügungen in Rheinſchifffahrtsſachen find als ſolche zu bezeichnen. 


$. 6. 

Die ſachliche Zuſtändigkeit der Rheinſchifffahrtsgerichte wird durch die Ver⸗ 
einbarungen der Rheinuferſtaaten und durch den F. 13 des Geſetzes vom 17. März 
1870, betreffend die S der revidirten Rheinſchifffahrtsakte vom 17. Ok⸗ 
tober 1868, (Geſetz-Samml. S. 187) beſtimmt. 


Kid 
In Civilfachen finden die Vorſchriften über das Verfahren in den zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Amtsgerichte gehörenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in Straf- 
ſachen die Vorſchriften über das Verfahren vor den Schöffengerichten wegen 
Uebertretungen erger, foweit nicht aus den Vereinbarungen der Rhein⸗ 
uferſtaaten oder aus dieſem Geſetze ſich Abweichungen ergeben. 


$. 8. 

Hat die ſtrafbare Handlung oder die einen Civilanſpruch begründende 
Thatſache auf dem Strome N des beiderſeits Ae Stromgebiets 
ſtattgefunden, ſo iſt das Rheinſchifffahrtsgericht des einen und des anderen Ufers 
zuſtändig. e 9 


Der auf einer ſtrafbaren That Betroffene iſt dem Rheinſchifffahrtsgerichte 
vorzuführen. Daſſelbe SEI auf Verlangen eines Beſchädigten auch dann, 
wenn die That nur zu Schadenserſatz verpflichtet. 

Wird in dieſem Falle ein Vergleich geſchloſſen, ſo iſt derſelbe zu Protokoll 
feſtzuſtellen. Kommt ein Vergleich nicht zu Stande, ſo wird auf Antrag beider 
Parteien der Rechtsſtreit ſofort verhandelt. Die Erhebung der Klage lat in 
dieſem Falle durch den mündlichen Vortrag derſelben. 

Hat der Vorgeführte keinen bekannten Wohnſitz in einem der Rheinufer⸗ 
ftaaten, jo iſt er von dem Gerichte aufzufordern, eine in dem Bezirk des Gerichts 
wohnhafte Perſon zur Empfangnahme von Zuſtellungen zu bevollmächtigen. 
Kommt er dieſer Aufforderung nicht nach, ſo können alle Zuſtellungen bis zur 
nachträglichen Benennung des Bevollmächtigten nach der Vorſchrift des $. 161 
der Deutſchen Civilprozeßordnung bewirkt werden. 


$. 10. 
Die Berufung iſt ohne Rückſicht auf die Höhe des Gegenſtandes der an 
das Gericht geftellten Anträge zuläſſig. ü 
. ei die Entſcheidungen des Oberlandesgerichts findet ein Rechtsmittel 
nicht ſtatt. 


IX 


Ki 
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K. 11. 


Die Berufung an die Centralkommiſſion (Art. 37 der revidirten Rhein⸗ 
ſchifffahrtsakte vom 17. Oktober 1868) iſt ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers and melden. Die Zuſtellung der Anmeldung und der Rechtfertigung 
erfolgt von Amtswegen. 


§. 12. 


„Die Vollſtreckung der Erkenntniſſe und Beſchlüſſe außerdeutſcher Rhein⸗ 
ſchifffahrtsgerichte erfolgt auf Grund einer von dem Oberlandesgericht zu Cöln 
mit der Vollſtreckungsklauſel (F. 662 der Deutſchen Civilprozeßordnung, $. 483 
der Deutſchen Stenfprogeforbnung) koſtenfrei zu verſehenden Ausfertigung. 

Erkenntniſſe und Beſchlüſſe Deutſcher Rheinſchifffahrtsgerichte werden nach 
Maßgabe des F. 161 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vollſtreckt. 


D 
19 


Der Schiffsherr haftet wegen der Beſchädigungen, welche von Perſonen 
der Schiffsbeſatzung während der Fahrt oder 1 5 Anlanden in Ausführung 
ihrer Dienſtverrichtungen verurſacht worden find (Art. 34 IIe der revidirten 
Rheinſchifffahrtsakte vom 17. Oktober 1868), ſowie für Geldſtrafen und Koſten, 
welche jenen Perſonen wegen Zuwiderhandlungen gegen die ſchifffahrts⸗ und 
8 Vorſchriften (Art. 34 I der revidirten Rheinſchifffahrtsakte vom 
17. Oktober 1868) auferlegt werden. 

Die Haftung des Schiffsherrn für Strafen und Koſten iſt nach deſſen 
vorheriger Anhörung durch das im Strafverfahren ergehende Urtheil auszuſprechen. 


$. 14. 
Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen und die Geltendmachung 


von Civilanſprüchen, welche zur Zuſtändigkeit der Rheinſchifffahrtsgerichte gehören, 
verjährt in einem Jahre. 


$. 15. 
Geldſtrafen ſind für den Fall, daß ſie nicht beigetrieben werden können, 
nach den für Uebertretungen geltenden Vorſchriften in Haft umzuwandeln. 
$. 16. 


Das Geſetz vom 9. März 1870, betreffend die Rheinſchifffahrtsgerichte, wird 
aufgehoben. 


* (Nr. 86138614.) * 
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S Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
in raft. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Ee e 
Gegeben Berlin, den 8. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8614.) Geſetz, betreffend die Elbzollgerichte. Vom 9. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 


Elbzollgerichte erſter Inſtanz find die Amtsgerichte, deren Bezirke von der 
Elbe innerhalb der durch die Additionalakte vom 13. April 1844 (Geſetz-Samml. 
S. 458) beſtimmten Grenzen berührt werden. 

Elbzollgerichte zweiter Inſtanz ſind die Landgerichte. 

Die Entſcheidungen der Gerichte ſind als elbzollgerichtliche zu bezeichnen. 

§. 2. | 

Iſt ein Amtsgericht mit mehreren Richtern beſetzt, fo find bei der Geſchäfts⸗ 
vertheilung einem derſelben die Geſchäfte des Elbzollgerichts zu übertragen. 

$. 3. 

In Strafſachen verhandeln und entſcheiden die Elbzollgerichte in erſter 
Inſtanz ohne Zuziehung von Schöffen, in der Berufungsinſtanz in der Beſetzung 
von drei Mitgliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden. 

§. 4. 

Die fachliche Zuständigkeit der Elbzollgerichte wird durch die Vereinbarungen 

der Elbuferſtaaten beſtimmt. 
§. 5 


„In Civilſachen finden die Vorſchriften über das Verfahren in den zur 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehörenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in 
Strafſachen die Vorſchriften über das Verfahren vor den Schöffengerichten wegen 
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Uebertretungen Anwendung, ſoweit nicht aus den Vereinbarungen der Elbufer⸗ 
ſtaaten oder aus dieſem Geſetze ſich Abweichungen ergeben. 


$. 6. 
Hat die ſtrafbare GE oder die einen Civilanſpruch begründende 
Thatſache auf dem Strome innerhalb des beiderſeits Preußiſchen Stromgebiets 
ftattgefunden, fo iſt das Elbzollgericht des einen und des anderen Ufers zuſtändig. 


g. 7. 


Die nach den beſtehenden Vorſchriften begründete Mitverhaftung dritter 
Perſonen für Strafen und Koſten d nach deren vorheriger Anhörung durch das 
im Strafverfahren ergehende Urthei auszuſprechen. 


§. 8. 
Gegen die Entſcheidungen der Landgerichte findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 


$. 9. 


Die Vollſtreckung elbzollgerichtlicher Entſcheidungen außerdeutſcher Gerichte 
erfolgt auf Grund einer mit der Vollſtreckun Slauſel (§. 662 der Deutſchen 
Feder gend „F. 483 der Deutſchen N 1 zu ver⸗ 
ſehenden Ausfertigung. Zuſtändig ‚für die Ertheilung der Vollſtre ngsklauſel 
iſt jedes Landgericht, zu deſſen Bezirk ein Elbzollgericht gehört. 

Die Vollſtreckung elbzollgerichtlicher Entſcheidungen eutſcher Gerichte erfolgt 
nach Maßgabe des $. 161 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 


. 10. 


= Cem Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
n Kraft. 2 


uche Ju unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 


Gegeben Berlin, den 9. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 86148615.) 


E We 


(Nr. 8615.) Geſetz wegen Aufhebung der sp, 29 bis 48 des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 
24. Juni 1871, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den 
Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870. Vom 9. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Einziger Artikel. 


Die $$. 29 bis 48 des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 24. Juni 1871, 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz 
vom 6. Juni 1870 gl Wochenblatt für das Herzogthum l 
S. 183 ff.), treten außer Kraft. An deren Stelle werden im Rreife Segen 
Lauenburg hiermit eingeführt die $$. 40 bis 60 des Geſetzes vom 8. März 1871, 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz 
vom 6. Juni 1870, (Geſetz-Samml. S. 130 ff.) der §. 56 mit dem ihm durch 
das Geſetz vom 10. Januar 1874 (Geſetz-Samml. S. 10) gegebenen 4. N. 

Die Geſchäfte der durch §. 29 des Lauenburgiſchen Geſeßes vom 24. Juni 
1871 zu Ratzeburg eingeſetzten Deputation für das Heimathweſen gehen auf die 
e E Regierungsbezirk Schleswig beſtehende Deputation für das Heimath⸗ 
weſen über. 


SE unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


RW 


(Nr. 8616.) Geſetz, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Verbeſſerung Märkiſcher 
Waſſerſtraßen. Vom 12. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
St 


Zur Bereitftellung eines Geldbetrages von 5 227 000 Mark für die Ver⸗ 
beſſerung der Märkiſchen Waſſerſtraßen: 
J. Waſſerſtraße Hohenſaaten⸗Spandau⸗Berlin und zwar: 
1) Finowkanal, 
2) Oranienburger Kanal, 
3) Havelſtrecke zwiſchen dem Finow⸗ und dem Oranienburger Kanal, 
4) Havelſtrecke von Pinnow bis zur Einfahrt in den Berlin⸗Spandauer 
Schifffahrtskanal 
II. n von Berlin nach dem Plauer Kanal bezw. bis zur 
gd 
III. Spree: 
1) vom Dämeritzſee bis Köpenick, 
2) Rüdersdorfer Gewäſſer von dem Kalkſee bis zum Dämeritzſee, 


iſt eine Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuld⸗ 
verſchreibungen aufzunehmen. 
§. 2 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
e verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 

| Annahme derfelben als pupillen- und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen Ver⸗ 
jährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetz⸗ 
N Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. März 1879. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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(Nr. 8617.) Gefetz, betreffend die Heſſiſche Brandverſicherungsanſtalt in Caſſel. Vom 
18. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 92 


1 Die Heſſiſche Brandverſicherungsanſtalt, welche durch die Landgräflich 
Heſſen⸗Caſſelſche Verordnung vom 27. April 1767 (Kulenkamp, Neue Sammlung 
der Landesordnungen Kurheſſens, Band III S. 224ff.) gegründet, durch die Ver⸗ 
ordnung vom 1. Juni 1867 (Geſetz-Samml. S. 800) auf die Bezirke Gersfeld, 
Orb und Vöhl ausgedehnt und bisher nach 2 E des Allerhöchſten Erlaſſes 
vom 18. September 1871 (Geſetz-Samml. 1872 S. 141) von der General⸗ 
Brandverſicherungskommiſſion zu Caſſel verwaltet worden iſt, geht vom 1. Januar 
1880 ab als kommunalſtindiſches Inſtitut auf den Kommunalverband des Re⸗ 
gierungsbezirks Caſſel und deſſen Organe über. 

Die näheren Beſtimmungen über die Organiſation, die Geſchäftsformen 
und die ee ee werden nach Anhbrun des Kommunallandtages 
durch ein vom Landesherrn zu erlaſſendes Reglement Seftgeitelt 

Eine Abänderung dieſes Reglements kann demnächſt der Kommunallandtag, 
jedoch nur mit drei Viertheil der abgegebenen Stimmen und vorbehaltlich der 
Lang te Den, beſchließen. 

Die e de er Anſtalt in die durch das Reglement vorgeſchriebenen 
Einrichtungen hat der Landesdirektor — Feuerſozietäts⸗Direktor — zu bewirken. 

Bis zur Vollendung aller nach dem Reglement erforderlichen Einrichtungen 
wird die Verwaltung der Anſtalt von der bisherigen General⸗Brandverſicherungs⸗ 
kommiſſion fortgeführt, jedoch vom 1. Januar 1880 ab unter Aufſicht des Kom⸗ 
munallandtages und ſeiner Organe. Auch behält es bis dahin bei der bisherigen 
Funktion der mittelbaren und unmittelbaren Staatsbeamten im Intereſſe der 
Brandverſicherungsanſtalt ſein Bewenden. 8 


§. 2. 

Mit dem 1. Januar 1880 tritt zugleich eine Beſchränkung der Heſſiſchen 
Brandverſicherungsanſtalt auf den Regierungsbezirk Caſſel ein. Demzufolge 
ſcheidet mit dieſem Zeitpunkte das Amt Homburg aus dem bisherigen Verbande 
mit der Heſſiſchen Brandverſicherungsanſtalt in Safjel aus und es erlöſchen zu⸗ 
gleich die bisherigen Verſicherungen aus dem Amte Homburg bei dieſer Anſtalt. 

Dagegen wird die Naſſauiſche eee, in Wiesbaden er⸗ 
mächtigt, vom Tage der Verkündigung dieſes Geſetzes an, Verſicherungen von 
Gebäuden gegen Feuersgefahr auch aus dem Amte Homburg anzunehmen. 


ö $. 3. 
Die hinſichtlich des Eintritts der mit Hypotheken belaſteten Gebäude in die 
Heſſiſche Brandverſicherungsanſtalt beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen ſind auch 
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auf die Gebäude zu beziehen, welche mit Grundſchulden belaftet find oder belaftet 
werden ſollen. ö 


8. 4. 


Das für die Heſſiſche Brandverſicherungsanſtalt feſtzuſtellende Reglement 
(F. 1) hat unter Bun des ſeitherigen einheitlichen Prämienſatzes Ge Bei- 
tragspflicht zu dem Geſammtbedarf der Anftalt mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit, 
Lage, Benutzung, ſowie auf andere erhebliche Umſtände, und die danach jr be⸗ 
meſſende Feuergefährlichkeit der verſicherten Gebäude zu regeln und zu dieſem 
Zweck die Verſicherungsobjekte in angemeſſene Klaſſen zu vertheilen. 

Das Reglement darf den Rechtsweg bis zur Einführung eines Verwaltungs⸗ 
gerichts nicht ausſchließen oder beſchränken. 


$. 5. 


Mit der Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes ift der Minifter des 
Innern beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchriſt und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 18. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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Cr. 8618.) Abkommen mit Rußland wegen des unmittelbaren Geſchäftsverkehrs zwiſchen 


den Juſtizbehörden der Preußiſchen Grenzprovinzen und des Gerichtsbezirks 


4. Februar 


Warſchau. Vom — A 1879. 


Gë Majeste I' Empereur d’Allemagne, 
Roi de Prusse, et Sa Majeste l’Em- 

ereur de toutes les Russies, desirant 
faciliter et régler la correspondance 
entre les tribunaux des provinces li- 
mitrophes du Royaume de Prusse et 
les tribunaux de l’arrondissement ju- 
dieiaire de Varsovie dans les affaires 
eiviles et penales ont resolu d’un 
commun accord de conelure dans ce 
but une convention speciale et ont 
nommé A cet effet pour Leurs pleni- 
potentiaires, savoir: 


Sa Majesté l’Empereur d' Alle- 
magne, Roi de Prusse: 

Son Aide-de-camp-General, Lieu- 
tenant-General Hans Lothar 
de Schweinitz, Son Ambas- 
sadeur Extraordinaire et Ple- 
nipotentiaire pres Sa Majeste 
l’Empereur de toutes les Rus- 
sies, Chevalier de l’ordre de 
la Couronne de Ir classe 
avec le Ruban en email, de 
l'ordre de l’Aigle Rouge de 
Prusse, Chevalier de l’ordre 
de St. Alexandre Nevski de 
Russie etc. ete., 


et 


Sa Majeste ’Empereur de 
toutes les Russies: 


Monsieur Nieolas de Giers, 
Adjoint du. Ministre des Af- 
faires Etrangères, Son Seere- 
taire d'Etat Conseiller Privé 
Actuel, Senateur et Chevalier 
des ordres de Russie: de 


(Ueberſetzung.) 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, 
König von Preußen, und Seine Ma⸗ 
jeſtät der Kaiſer aller Reußen, von dem 

unſche geleitet, den Geſchäftsverkehr 
E den Gerichten der Grenzprovinzen 
es Königreichs Preußen und denjenigen 
des Gerichtsbezirks Warſchau in Civil⸗ 
und Strafſachen zu erleichtern und zu 
regeln, haben übereinſtimmend beſchloſſen, 
zu dieſem Zwecke ein Abkommen zu treffen, 
und zu dieſem Behufe zu Ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche 
Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Generaladjutanten 
und ‚Generallieutenant Hans 
Lothar von Schweinitz, Ihren 
außerordentlichen und bevollmäch⸗ 
tigten Botſchafter bei Seiner 
Maieftät dem Kaiſer aller Reußen, 
Ritter des Kronen-Ordens 1. Klaſſe 
mit dem Emaillebande des Rothen 
Adler⸗Ordens, Ritter des Ruſſi⸗ 
ſchen St. Alexander-Newsky⸗Or⸗ 
dens u. ſ. w. u. ſ. w. 


und 


Seine Majeſtät der Kaiſer aller 
Reußen: 

Herrn Nikol aus von Giers, 
Gehülfen des Miniſters der Aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, Aller: 
höchſtihren Staatsſekretär, Wirk⸗ 
lichen Geheimen Rath, Senator 
und Ritter folgender Ruſſiſcher 


St. Alexandre Nevski, de 
l’Aigle Blanc, de St. Wladimir 
de 2% classe, de Ste. Anne de 
1" elasse, de St. Stanislas de 
1* classe, des ordres étrangers: 
de la Couronne de fer de 
2° classe d' Autriche, de IE- 
toile polaire de 1“ classe de 
Suede, du Danebrog de 1" elasse 
du Danemark, du Sauveur de 
1" classe de Greece, Grand- 
Croix de l’ordre de Charles III 
d’Espagne, Grand - Croix de 
St. Olaf de Norvege et de plu- 
sieurs autres ordres etrangers, 
ayant le portrait du Shah de 
Perse, enrichi de diamants et 
la medaille pour la campagne 
de Hongrie et la medaille 
commemorative des annees 
1853— 1856. 


Lesquels, apres s’&tre communiques 
leurs pleins pouvoirs respectifs, trou- 
ves en bonne et due forme, sont con- 
venus des articles suivants: 


Article 1. 


Les tribunaux des provinces limi- 
trophes du Royaume de Prusse d'un 
cöte et les tribunaux de l’arrondisse- 
ment judiciaire de Varsovie de l’autre 
corresponderont dorenavant directe- 
ment entre eux pour tout ce qui con- 
cerne l’envoi et l’expedition des com- 
missions rogatoires tant en matiere 
eivile que penale. 


Artiele 2. 


Seront admis au droit de corres- 
ndance directe du eöte de la Prusse: 
Tribunal de la Chambre (das 
Kammergericht) de Berlin, les Cours 
d’Appel (Appellationsgerichte) d’In- 
(Nr. 8618.) 
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Orden: des 5 
des Weißen Adlers, des St. 
Wladimir 2. Klaſſe, des St. 
Annen⸗Ordens 1. Klaſſe, des St. 
Stanislaus 1. Klaſſe, ſowie fol⸗ 
5 ausländiſcher Orden: der 
Oeſterreichiſchen Eiſernen Krone 
2. Klaſſe, des Schwediſchen Nord⸗ 
ſterns 1. Klaſſe, des Däniſchen 
Danebrog 1. Klaſſe, des Griechi- 
ſchen Erlöſer-Ordens 1. Klaſſe, 
Großkreuz des Spaniſchen Ordens 
Karls III., Großkreuz des Nor⸗ 
wegiſchen Ordens des heiligen 
Olaf und mehrerer anderer aus⸗ 
ländiſcher Orden, Inhaber des 
Portraits des Schah von Perſien 
mit Diamanten, der Ungariſchen 
Feldzugs⸗Medaille sic? 8 Er⸗ 
innerungszeichens für die Jahre 
18534856 8 o 
welche, nachdem fie fich ihre in guter 
und gehöriger Form befundenen Voll⸗ 
machten mitgetheilt, über folgende Artikel 
übereingekommen ſind: 


Artikel 1. 


Die Gerichte der Grenzprovinzen des 
Königreichs Preußen einerſeits und die 
Gerichte des Gerichtsbezirks Warſchau 
andererſeits werden in Zukunft alle Re⸗ 
quiſitionen, welche dieſelben ſowohl in 
Civil- als in Strafſachen an einander 
zu richten haben, im Wege des unmittel⸗ 
baren Geſchäftsverkehrs erledigen. 


Artikel 2. 


aer zu dem unmittelbaren Ge⸗ 
ſchäftsverkehr ſind auf Seiten Preußens. 
das Kammergericht zu Berlin, die Appella⸗ 
tionsgerichte zu ee Marienwer⸗ 
der, Poſen, Bromberg, reslau, Glo⸗ 


— 


sterbourg, de Marienwerder, de Po- 
sen, de Bromberg, de Breslau, de 
Glogau, de Ratibor, de Stettin, de 
Franefort s. Od., de Koeslin, le Tri- 
bunal de la Prusse orientale de Koe- 
nigsberg et les Procureurs superieurs 
des Cours d'Appel précitées. Du eöte 
de la Russie: la Chambre de Justice 
de Varsovie (Bapmascraa Cyae6nan 
Ilanama); les tribunaux d’arrondisse- 
ment (Oxpykne cy) de Varsovie, 
de Kalisch, de Kieley, de Eomza, de 
Lubline, de Pietrkow, de Plock, de 
Radom, de Souvalky et de Siedlice; 
les assises de Juges de Paix (Upb3Au 
Muponhx Cyaeii) des arrondissements 
susindiques; le tribunal de Commerce 
de Varsovie (Bapmanckifi Kouuep- 
yeckiä Cyar); les Presidents de ces 
tribunaux, le Procureur de la Cham- 
bre de Justice de Varsovie et les 
Procureurs pres les tribunaux d’arron- 
dissement preeites. 

La denomination des cours et des 
tribunaux enumeres ei-dessus pouvant 
subir des modifications, les Hautes 
Parties contractantes se reservent de 
sen faire reeiproquement part en 
temps utile afin de prevenir les mal- 
entendus qui pourraient en resulter. 


Artiele 3. 


Les relations ou les correspon- 
dances directes entre les tribunaux 
comprendront: 


a) Les réquisitions relatives aux en- 
uétes sommaires et instructions 
Ge crimes et delits, commis sur 
le territoire des deux pays re- 
speetifs, aux interrogatoires, des- 
centes sur les lieux, visites do- 
mieiliaires, saisies, visites medi- 
cales etc, 
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au, Ratibor, Stettin, Frankfurt a. O., 
öslin, das Oſtpreußiſche Tribunal zu 
Königsberg und die berſtaatsarwälte 
bei den vorgenannten Appellhöfen; auf 
Seiten Rußlands: die Juſtizkammer zu 
Warſchau, die Bezirksgerichte zu War⸗ 
ſchau, Kaliſch, Kielce, Lomza, Lublin, 
Petrikau (Piotrkow), Plock, Radom, 
Suwalki und Siedlee, die Aſſiſenhöfe 
bei den Friedensgerichten der oben bezeich⸗ 
neten Bezirke, das Handelsgericht zu 
Warſchau, die Präſidenten dieſer Gerichte, 
der Staatsanwalt bei der Juſtizkammer 
D Warſchau und die Staatsanwälte bei 
en vorgenannten Bezirksgerichten. 


Sollte in der Benennung der oben 
aufgezählten Juſtizbehörden eine Ver⸗ 
änderung eintreten, ſo behalten ſich die 
Hohen vertragenden Theile vor, ſich hier— 
von behufs Vermeidung etwaiger Unzu⸗ 
träglichkeiten rechtzeitig gegenſeitig zu be: 
nachrichtigen. 


Artikel 3. 


Der unmittelbare Geſchäftsverkehr un⸗ 
ter den Gerichten hat einzutreten: 


a) bei Requiſitionen auf Vornahme von 
Vorerörterungen und Unterſuchungen 
von Verbrechen und Vergehen, welche 
auf dem Gebiete eines der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten begangen mot, 
den ſind, auf Vernehmungen, auf 
Einnahme richterlichen Augenſcheins, 
Durchsuchungen, Beſchlagnahmen, 
ärztliche Unterſuchungen u. ſ. w., 
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b) Les demandes pour la remise des 
pieces de conviction, des valeurs 
et des documents ayant trait 
à instruction des affaires pour- 
suivies devant les tribunaux. 


e) La eorrespondance des procureurs 
dans les affaires de detenus. 


d) La transmission des eitations, des 
mandats de comparution, des ex- 
ploits, notifications, sommations 
et autres actes de procedure, tant 
dans les affaires civiles que pe- 
nales. 


e) Les depositions des témoins sous 
la foi ou sans la prestation de 
serment. 


Les recepisses des eitations, ex- 
ploits, e et autres actes 
seront delivres reeiproquement munis 
des légalisations requises. 


Article 4. 


Les Hautes Parties contraetantes 
s'engagent A faire exécuter les requi- 
sitions ou commissions decernees par 
les tribunaux et les magistrats admis 
par la presente Convention & la cor- 
respondance direete en tant que les 
lois du pays, op l’execution devra 
avoir lieu, ne s’y opposeront pas. 


Article 5. 


Les réquisitions que les tribunaux 
et les magistrats designes dans Par- 
tiele 2 de la présente Convention 
s’adresseront reciproquement seront 
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b) bei Erſuchen um Ueberſendung von 
Beweismitteln ſowie von Werthſachen 
und Urkunden, welche auf die vor 
den Gerichten anhängigen Unter⸗ 
ſuchungen Bezug haben, 


e) bei der Korreſpondenz der Staats⸗ 
anwälte in Gefangenenſachen, 


d) bei der Ueberſendung von Vorla⸗ 
dungen, Erſcheinungsbefehlen, ge 
richtlichen Zuſtellungen, Benachrich⸗ 
tigungen, Auflagen und anderen ge⸗ 
richtlichen Verfügungen, ſowohl in 
Civil» als in Strafſachen, 


e) bei Zeugenvernehmungen mit oder 
ohne Beeidigung des Zeugen. 


Die Empfangsbeſcheinigungen über 
Vorladungen, Suftellun en, Benachrichti⸗ 
gungen und andere Verfügungen werden 
vor ihrer Auslieferung von den betref⸗ 
fenden Behörden mit den erforderlichen 
Beglaubigungen verſehen werden. 


Artikel 4. 


Die Hohen vertragenden Theile machen 
ſich verbindlich, die von den Gerichten 
und den auf Grund des gegenwärtigen 
Abkommens zum unmittelbaren Geſchäfts⸗ 
verkehr befugten Beamten ausgegangenen 
Requiſitionen inſoweit, als nicht die Geſetze 
des Landes, in welchem die nachgeſuchte 
Handlung vorgenommen werden ſoll, 
a „ zur Ausführung bringen 
zu laſſen. 


Artikel 5. 


Die Requiſitionen, welche die in 
Artikel 2 dieſes Abkommens bezeichneten 
Gerichte und Beamten an einander richten, 
werden in der Sprache desjenigen Landes 


redigees en langue du pays du tri- 
bunal requérant. 

Les réponses provoquees par les 
dites requisitions seront redigees en 
langue du pays du tribunal saisi de 
la requisition. 


Artiele 6. 


Dans les cas oü, par des considé- 
rations speeciales, il aura été reconnu 
inopportun d’appliquer à une affaire 
vi le mode de la eorrespon- 

ance directe, il sera loisible aux 
Hautes Parties contractantes de se 
transmettre réciproquement les réqui- 
sitions judiciaires y relatives par la 
voie diplomatique. 


Article 7. 


Les frais oceasionnes par la remise 
des signifieations et des eitations ou 
par l’exeeution des commissions roga- 
toires resteront A la change de l’Etat 
requis. 


Artiele 8. 


La presente Convention sera ra- 
tifiee et les ratifieations en seront 
echangees & St. Petersbourg aussitöt 
que faire se pourra. 


Elle sera exécutoire A dater du 
trentieme jour apres sa promulgation 
dans les formes preserites par les lois 
en vigueur dans les territoires d’etat 
des Hautes Parties contractantes. 


Elle continuera à étre en vigueur 
jusqu’a six mois apres deelaration 
contraire de la part de Tune des 
Hautes Parties contractantes. 
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abgefaßt werden, welchem die erſuchende 
Behörde angehört. | 

Die auf diefe Requifitionen ergehenden 
Antworten werden in der Sprache des 
Landes der erſuchten Behörde abgefaßt 
werden. 


Artikel 6. 


Für den Fall, daß Erwägungen be⸗ 
ſonderer Natur die Anwendung des un⸗ 
mittelbaren Geſchäftsverkehrs in irgend 
einer Sache nicht geeignet erſcheinen Wio 
foll es den Hohen vertragenden Theilen 
freiſtehen, ſich gegenſeitig die een 
gerichtlichen Requiſitionen auf diploma⸗ 
tiſchem Wege zukommen zu laſſen. 


Artikel 7. 


Die durch die Behändigung von Zu⸗ 
1 und Vorladungen, ſowie durch 
ie ung KE Requiſitionen 
erwachſenden Koſten fallen dem erſuchten 
Staate zur Laſt. 


Artikel 8. 


Das vorſtehende Abkommen ſoll ra⸗ 
ae und es follen die Ratifikations⸗ 
Urkunden, ſobald als thunlich, in St. Pe⸗ 
tersburg ausgetauſcht werden. 

Daſſelbe tritt mit dem dreißigften Tage 
nach ſeiner in Gemäßheit der durch die 
Landesgeſetzgebung der Hohen vertragenden 
Theile vorgeſchriebenen Formen eefelgen 
Veröffentlichung in Kraft. 


Daſſelbe bleibt in Kraft bis nach 
Ablauf von ſechs Monaten nach der von 
dem einen oder dem anderen der 25 
vertragenden Theile erfolgten Aufkündi⸗ 


gung. 
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En foi de quoi les plenipoten- 
tiaires respectifs ont signé la présente ſeitigen Bevollmächtigten gegenwärtiges 
Convention et y ont apposé le cachet Abkommen unterzeichnet und mit dem 


de leurs armes. Abdrucke ihrer Wappen verſehen. 

Fan à St. Petersbourg le So geſchehen zu St. Petersburg, den 

— ie de Yan de gräce mil e e e des Jahres des Heils 

huit cent soixante dix- neuf. Eintauſend achthundert und neunund⸗ 
ſiebenzig. 


(L. S.) v. Schweinitz. (L. S.) Giers. 


Das vorſtehende Abkommen iſt ratifizirt worden und es hat die er 
der Ratifikations⸗Urkunden in St. Petersburg am 13. März 1879 ftattgefunden. 
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Zu Urkund deſſen haben die beider- 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Januar 1879, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Sagan „Sant der zum Bau 
der Chauffeen 1) von Freiwaldau-Burau nach Stadt Halbau, 2) von 
Wieſau nach Bahnhof Hansdorf, 3) von Halbau nach Sagan, ſowie 
4) eines Verbindun gé der Straßen zu 2 und 3 erforderlichen (mb, 
ſtücke, durch das Amtsblatt der CR Regierung zu Liegnitz Nr. 11 
S. 61, ausgegeben den 15. März 1879, 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 13. Januar 1879 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisobligationen des Saganer Kreiſes im 
Betrage von 400 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 1 
zu Liegnitz Nr. 11 S. 61 bis 63, ausgegeben den 15. März 1879; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Februar 1879, betreffend die Uebertragun 
der der Cuxhavener Eiſenbahn-, Dampfſchiff- und Hafen-Aktiengeſell hat 
für den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Stade nach Cuxhaven 
und von Stade nach Harburg ertheilten Konzeſſionen auf die unter der 
Firma „Unterelbeſche Eiſenbahngeſellſchaft“ neu zu gründende Aktien⸗ 

eſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. 890 zu Potsdam 
Sir. 11 ©. 101/102, ausgegeben den 14. März 1879. 


Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober » Hofbuchdruderei (unter Reichsverwaltung). 


